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hat der 12„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 25„ Mai 1966 durch

Senatspräsident ' R a a c k

‘ ' — Vorsitzender —„
Bundesriehtor Dro S e h u b e r t und

Bundesrichter S e h m i d t h a 1 8

Hund ssozielrichter B r i n k m a n n und

Bundessozialriehter Dro C o n r a d y

für Recht erkannt:

Die Revisionen der Beklagten und der Beigeladenen

gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nieder—

sachsen vom 240 Januar 1963 werden zurückgewieseno

Die Beklagte hat der Klägerin auch die außerge—

richtliehen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—
statten0
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Der Versicherte Johannes Gaza; war in erster Ehe mit

der Beigeladenen Maria anx■„verheiratet gewesen„ 1949

ist die Ehe aus beiderseitigem Verschulden geschieden

werden„ In demselben Jahre noch heiratete er die Klä—

gerin Meta Gi2135 Am_27o Oktober 1959 ist er tödlich

verunglückt„

Der Versicherte hatte der Beigeladenen9 die seit 1954

Fürsorgeunterstützung bezieht? keinen Unterhalt ge—

leistet„ Er war jedoch aufgrund eines Feststellungsbe_

scheides der Stadt Stade Zur Unterstützung der Beige—

ladenen zunächst mit l8‚— DM monatlich? später mit

15‚— BH monatlich und schließlich mit ll‚— DM monat«

lich herangezogen werdeno Die genannten Beträge hatte

er laufend bis zu seinem Tode an die Stadtkasse Stade

geznüllto

Die Klägerin erhielt von der Beklagten zunäöhst allein

eine Witwenrente aus der Rentenversicherung des Ver_

storbenen„ Nachdem jedoch die Beigeladene ebenfalls

Hinterbliebenenrente beantragt hatte? bewilligte die"
Beklagte auch ihr durch Bescheid vom 50 September 1960

eine entsprechende Rente unter gleichzeitiger Kürzung

der Rente der Klägerin (@@l2659 1268 Abs„ 4 der
Reichsversicherungsordnung —RVO—)o

Gegen den ihr am 70 September 1960 zugegangenen Be—

scheid erhob die Klägerin fristgerecht Klage bei dem

Sozialgericht (SG) Stade9 mit der sie sich gegen die
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Kürzung ihrer Rente h“endte° Sie vertrat die Auffassung;
daß der let eg von 11, — DM‚ den der Versicherte für die

Eeigeledene en des 1ürsorgeamt gezahlt hatte‚ nicht als

'
Unterhaltsleistung im Sinne des @ 1265 EVO anzusehen sein

]

-lemit cnt1_1 e für die Beigeledenc ein Rentenensprueh nach

dieser Vorschrifta
\

_Die Klägerin beantragte,.den Bescheid vom 50 September 1960
'übe_r die Kürzung ihrer Rente sowie den am selben Tage er"

_1aesencn Ee■illigungsheseheid der»Beklagten an die Beige—
1edcne eufzuhebeno

Ies_ SG hat der Klage stattgegebenu Die hiergegen von der

1eklegten eingelegte Berufung hat das Landessozie1geTicht
_15-) Nieee schoen durch Urteil vom 24 Januar 1965 zurück—

gewiesenc Gleichzeitig hat es auf die Anschlußberufung der

/"
\

Klägerin einen von der Beklagten vorsorglich erteilten neuen

Eeeeheid VCÜ 24„ August 1961 über die nochmalige Bewilligung

einer Hinterbliebenenrente an die Beigoledene unter gleieh-
zeitigcr \uTZ‘Hg'dOI Rente der Klägerin ebenfalls aufgehoben

und weiter Festgestellt9 daß der früheren? gesehiedonen Ehe—

frau des Versicherten‚ der'Beigeladenen‚ kein Anspruch aus__
? 1265 110 zusteheo Zur Begründung hat das Berufungsgericht

ausgeführt, die Ee1geladene habe keine Unterhaltsansp_rüehe

nrch den {€ 5-8 oder 59 des Ehegesetzes (EheG) gehabto In B?"-
traeht sei alle die Zubilligung eines Beitrages zu ihrem

Unterhalt néeh
5P

60 EheG gekommen° Ob bei einer solchen Bei—
.L

re gelwflicht über haupt- von einem Unterhaltsanspruch im Sinne

des 5 1265 EVO ges 1roehen werden könney_ könne oehingestellt

blei he:1° 1'1ne An\endung dieser Vorschrift sei schon deshalo

nicht ;:ügliCh‚ weil ein Betrag von
lediglich

11, — DM monat—
lich'nicht als Unterhalt gewertet werden_ könneo‚Zwar. hänge
601 Hinterbliobenehrentenensprueh einer früheren Ehefrau_ nicht

Gevon ab9_eoß sie einen Anspruch auf vollen Unterhalt he oe'

bzw„ ihr der volle Unterhalt tatsächlieh geleistet werden sei°
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Jedoch könnten geringfügige Unterhaltsansprüche und ge—

ringfügige Unterhaltsleistungen nicht genügen„ Mehr als

olehe habe die frühere Ehefrau nicht gehabt und der(’)

Versicherte nicht erbracht„ Zu höheren Leistungen sei er?

wie sich aus den Akten des Sozialamtcs der Stadt Stade

ergebc (”vglo Aufstellungen und Berechnungen Bl° 68 der

Gerichtsakte“)7 weder in der Lage noch verpflichtet ge—

wesen„ Damit habe die Beigeladcne keinen Anspruch auf

Hinterbliebcncnrente nach 5 1265 EVO? und die Beklagte

habe ihr die Rente zu Unrecht bewilligto Zugleich sei

damit die Rente der Klägerin zu Unrecht gekürzt werdena

Das LSG hat in seinem Urteil die Revision zugelassenn

Die Beklagte und die Beigcladene haben dieses Rechts“

mittel eingelegte Die Beigcladene‚beantragt9

das Urteil des LSG Niedersachsen vom 240 Jam

nuar 1963 sowie das Urteil des SG Stade vom
3l„ Juli 1961 aufzuhcben und die Klage ab—
ZLWGiSOH9

hilfswcise9

unter Aufhebung des angefochtenen Berufungs_

urteils die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuvcr»

weisen0 " . ’

Die Beklagte beantragt im Sinne dieses Hilfsantrages

Zurückvcrweisung der Sache an das LSG„

Die hevisionskläger rügen Verletzung des @ 1265-RV0o

Um einen Rentcnanspruch nach dieser Vorschrift zu be—

gründen‚ genügc auch ein geringfügigcr Unterhaltsanspruch

bzw„ eine geringfügige? tatsächlich erbrachte Unterhalts—

lcistunv„ Um einen solchen habe es sich in der Sache bei

der Bezahlung des Betrages von ll‚— DM monatlich an das
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Sozialamt der Stadt Stade gehandelto Im übrigen habe
dieses auch den geschuldeten Unterhaltsbeitreg zu nie—

drig festgesetzto

Weiter rügen die Revisionskläger Verletzung der Pflicht

des Gerichts? den Sachverhalt von Amts wegen zu erfor■

sehen (@ 103 SSG)c Die Einkommens— und Vermögensverhält—

nisse des Versicherten hätten näher aufgeklärt werden

m”sseno Dadurch hätte sich ergeben? daß der Unterhalts—

ansprueh der Beigeladenen höher gewesen sei, als die

” zialbehörden angenommen hätten° Insoweit seien zudemoo
die Intecheidungsgründe des angefochtenen Urteils unvoll—

stdndig‚ so daß 5 136 SGG verletzt sei„

Die Beigeladene bringt ferner noch vor, ihr hätte die Rente

euch deswegen nicht entzogen werden dürfen? weil für die

reklagte der Bewilligungsbeschcid bereits mit dem Zugang

en den Eegünstigten bindend geworden sei°

Die Klägerin beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig„ Vor allem

seien die Zahlungen des Versicherten an das Sozialamt über—

haupt keine Unterholtsleistungen an die Beigeladene gewesen7

sondern Zehlungen aufgrund eines Feststellungsbescheides zur
Deckung von Ersatzansprücheno

110

Die Revisionen sind nicht begründet„ Der Auffassung des LSG

in angefochtenen Urteil ist zuzustimmen„

?ech @ 1265 RVO wird einer früheren Ehefrau des Versicherten?

deren Ehe mit diesem geschieden? für nichtig erklärt oder aufge—

hoben ist9 nach dessen Tode Rente gewährt‚ wenn der Versicherte
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ihr zur Zeit seines Todes Unterhalt nach den Vorschrif—

ten des EheG oder aus sonstigen Gründen zu leisten hatte

oder wenn er ihr im letzten Jahr vor seinem Tode Unter»

halt geleistet hatü Hierzu hat das Bundessozialgerieht
(ESG) bereits in nunmehr ständiger Rechtsprechung ent—

schieden (vg1„ ua BSG 227 44)‚ daß der Unterhaltsan—

spruch einer früheren Ehefrau bzw° die Unterhaltsleiw

stung an diese? wenn ein Hinterbliebenenrentenanspruch

nach 5 1265 RVO entstehen soll? mehr als nur einen gering—

fügigen Teil des Unterhalts ausmachen müsse; ein An—

spruch auf Zahlung von etwa monatlich 109— DM oder eine

Unterhaltsleistung in dieser Höhe genügten jedenfalls

nicht,in der Regel würden vielmehr etwa 25 VOHO des

zeitlich und örtlich notwendigen Mindestbedarfs eines

Unterhaltsberechtigten zu fordern seine An dieser Rechts—

auffassung ist festzuhalten° Sinn und Zweck der Hinter«

bliebenenrente ist es? den durch den Tod des Versicher—

ten wegfallenden Unterhalt zu ersetzeno Dann aber kann

für die Gewährung einer Hinterbliebenenrente kein Raum

sein? wenn die durch den Tod des Versicherten wegfallen—

dc Unterhaltsleistung zu geringfügig war? als daß die

frühere Ehefrau davon auch nur zu einem nennenswerten

Teil hätte leben können° Gerade der vorliegende Fall

beweist die Richtigkeit der Rechtsprechung des BSG„ Der.

verhältnismäßig geringfügige Anspruch der Beigeladenen

nach 5 60 EheG auf Zubilligung eines Beitrags zu ihrem

Unterhalt (vgl„ BSG7 SOZR @ 1265 EVO Nro 29) würde dazu
führen‚ daß ihr als der früheren‚ aus beiderseitigem Ver—
schulden gesehicdenen Ehefrau eine höhere Hinterbliebe—

nenrentc zustehen würde als der Witwe° Denn nach der

Vorschrift des @ 1268 Abs° 4 Satz 1 RVG ist für die Auf—
teilung der Hinterbliebenenrentc für mehrere berechtigte

hhefrauen nur das Verhältnis der jeweiligen Dauer ihrer
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Ehen mit dem Versicherten maßgebend„ Ein solches Ergebnis

könnte nicht als gerecht bezeichnet werden (vgl° BSG? Breit—

haupt 1966, 1.33)()

Der vom Versicherten im letzten Jahr vor seinem Tode gezahlte

Betrag von monatlich ll‚— BM reicht somit auf keinen Fall aus?

um einen Hinterbliebenenrentcnanspruch der Beigeladenen nach

5 1265 BVD zu begründen„ Damit kann dahingestcllt bleiben? ob

dieser an das Sozialamt bezahlte Betrag überhaupt als Unter—

haltsleistung an die Beigeladenc aufgefaßt werden kann„

Zutreffend hat das LSG auch ausgeführt? daß ein die tatsäch—

lich erbrachten ll,— BM übersteigender höherer Unterhaltsan—

Spruch der Beigeladenen nicht bestand„ Insoweit hat es aller—

dings nur kurz ausgeführt? daß nach der in den Gerichtsakten

befindlichen Aufstellung der Versicherte dazu weder in der Lage

noch ver;flichtet gewesen sci° Aus der Bezugnahme in dem_ange-

fechtercn Urteil auf Blatt 68 der Gerichtsakten ergibt sich je—

doch? daß das LSG von den dort genannten und den Beteiligten

bekannt gevcsenen Zahlen ausgegangen ist (vgl„ das Schreiben

des Eerichterstatters vom 180 Februar 1962 aaO)o Danach hatte

der Versicherte einen Monatsverdienst von 2739— DM netto° Da—

zu kamen noch eine Kriegsbeschädigtenrente von monatlich 259—LM

und eine Unfallrente von monatlich 439— DM„ Unter Zugrundele-

gung dieser Zahlen ist das LSG mit Recht zu dem Ergebnis ge—
konnen9 daß die Beigeladene mehr als ll9— DM monatlich nach
5 60 ith auf keinen Fall beanspruchen konnteo Denn nach die—

ser Vorschrift kann bei beiderseitigem Verschulden dem Ehe—

ga+tcn‚ der sich nicht selbst unterhalten kann‚ lediglich ein

Edtrag zu seinem Unterhalt zugebilligt werden? wenn und so“
weit dies mit Rücksicht auf die Bedürfnisse und die Vermögens—

und Brnorbsverhältnisse des anderen Ehegatten der Billigkeit
entspricht; die Beitragspflieht kann zudem zeitlich beschränkt

werdeno Damit scheidet zugleich der gerügte Verstoß einer Ver—
letzung des @ l36 SGG auso
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Soweit in diesem Zusammenhang noch Verletzung der Amts—

ermittlungspflicht gerügt wird‚ sind diese Rügen nicht der

V‚rsehrift des @ 164 Abso 2 Satz 2 SGG entsprechend aus»

reichend begründct„ Zu einer ordnungsmäßigen Begründung

der Edge einer Verletzung des 5 103 SGG gehört9 daß an—

gegeben wird? was noch hätte aufgeklärt werden müssen? auf

welchem Wege und aus welchen Gründen„ Es fehlt vor allem

die Angabe, welche Beweismittcl das LSG noch hätte bcm

nutzen müssen? und warum es sich zu einer weiteren Beweis—

aufnahme noch hätte gedrängt fühlen müssen„ Ihm hatten

ausweislieh des Tatbestandes des angefochtenen Urteils

die Fürsorgeakten des Sozialamtes der Stadt Stade über

die Klägerin und über die Beigeladene vorgelegeno Es

konnte davon ausgehen‚ daß die Fürsorgebchördc die Ein—

kommens— und Vermögensvcrhältnisse der beteiligten Per—

soncn erschöpfend und richtig aufgeklärt und zutreffend

in den Akten festgehalten hatte9 zumal nichts Gegentei—

ligcs vorgcbracht war und keine entsprechenden Beweisen”

träge gestellt waren°

Zu Unrecht beruft sich die Beigcladene darauf9 daß die

ihr gewährte Rente schon deswegen nicht wieder ent20gen

ncrden könne? weil die Rentenbewilligung für den Ver—

sieherungsträgcr bereits mit deren Zugang_verbindlich

geuordcn sei (BSG l49 154)0 Hierbei ist nicht berücku
sichtigt‚ daß @ 1268 Abso 4 EVO Sonderregelungen enthält

und im übrigen auch die Klägerin die ergangenen Bescheide

über die Bewilligung einer Rente an die Beigeladene unter

5 eichzcitiger Kürzung ihrer eigenen Rente angefochten

hatte (vgl° BSG? SozR @ 1268 nvo Nro 3)„

Die Kostenentscheidung beruht auf den @@193; 194

seen
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Dabei bestand jedoch kein Anlaß? auch die unterlegene

Beigcladene mit einer Kostenerstattungspflicht gegenüber

der obsiegenden Klägerin zu belasten°
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